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BAGüS-00-06  Münster, 09.08.2010  
BAGüS-SGB XII 00 
 
 

Mitglieder-Info Nr. 51/2010 
 
 
Kein Anspruchsübergang nach § 19 Abs. 6 SGB XII auf ambulante Dienste 
Urteil des Bundessozialgerichtes vom 13.07.2010, Az.: B 8 SO 13/09 R 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

in seiner Sitzung am 13.07.2010 hat der 8. Senat des Bundessozialgerichtes ent-
schieden, dass sich ein ambulanter Pflegedienst nicht auf die Sonderrechtsnach-
folge gemäß § 19 Abs. 6 SGB XII berufen kann. Dieser Anspruch steht nach der 
Entscheidung des Senates lediglich Einrichtungen, die Leistungen an Verstorbene 
erbracht haben, zu. Dies gelte allerdings nicht für den Kläger, der einen ambulan-
ten Pflegedienst betreibt. Für diesen ist nach dieser Entscheidung § 19 Abs. 6 
SGB XII weder unmittelbar noch analog anzuwenden. 

Ich habe den entsprechenden Terminbericht Nr. 41/10 des Bundessozialgericht als 
Anlage beigefügt. Ich verweise hier auf die lfd. Nr. 2 des Berichts. Die Entschei-
dung habe ich beim BSG angefordert. Sobald mir diese schriftlich vorliegt, werde 
ich Sie darüber informieren. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez.: 

Matthias Krömer 

Anlage 
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